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Das Jahr 1984 bietet gleich zweifachen Anlaß, sich einer Bestandsaufnahme
längerfristig wirksamer Bestimmungsfaktoren dänischer EG-Politik zu wid-
men. Da waren zum ersten die Direktwahlen zum Europäischen Parlament, die
von den politischen Parteien dazu genutzt wurden, in Wahlprogrammen und
Stellungnahmen ihre Vorstellungen zur EG darzulegen, wobei die Bandbreite
von nachhaltiger Befürwortung bis zu entschiedener Ablehnung reichte. Da
waren zum zweiten die Wahlen zum Folketing, bei denen zwar EG-Fragen
praktisch keine Rolle spielten, wo aber über die für die dänische EG-Politik
ausschlaggebende Mandatsverteilung im nationalen Parlament entschieden
wurde. Zwei weitere Kristallisationspunkte der dänischen Europa-Diskussion
waren der Vertragsentwurf des Europäischen Parlaments zu einer Europäi-
schen Union1 und der Zwischenbericht des ad hoc-Ausschusses für institutio-
nelle Fragen, des sog. Dooge-Komitees2.

Direktwahl 1984 — die Haltung der dänischen Parteien zur EG3

Die anläßlich der Wahlen zum Europäischen Parlament ausgearbeiteten Pro-
gramme und die im Wahlkampf vertretenen Positionen haben einmal mehr die
tiefgreifenden Unterschiede in der Beurteilung der Gemeinschaft durch die dä-
nischen Parteien deutlich werden lassen, wobei drei verschiedene Grundein-
stellungen unterschieden werden können: eine dezidiert pro-europäische, eine
pragmatische, die die Mitgliedschaft nur unter ganz bestimmten Bedingungen
unterstützt und schließlich eine ablehnende, die den Austritt aus der Gemein-
schaft, ja deren Auflösung fordert.

Die pro-europäische Haltung wird repräsentiert durch die Konservative
Volkspartei, die Liberalen und die Zentrumsdemokraten. Für die Konservati-
ven muß der eindeutige Schwerpunkt der EG-Politik bei konkreten Aktivitäten
im wirtschaftlichen Bereich liegen. Institutionelle Fortentwicklung ist für sie al-
lenfalls ein Nebenaspekt, keinesfalls ein Wert an sich. Hervorzuheben ist
schließlich auch die nachdrückliche Absage, die einer möglichen Einbeziehung
von Verteidigungspolitik in den Rahmen der Gemeinschaft oder der Europäi-
schen Politischen Zusammenarbeit (EPZ) erteilt wird4 und die sehr skeptische
Beurteilung des Verfassungsentwurfs des Europäischen Parlaments5.

Im Gegensatz zur Konservativen Volkspartei befürworten die Liberalen ganz
offen Fortschritte im institutionellen Bereich und sind auch in einem bestimm-

340 Jahrbuch der Europäischen Integration 1984



Dänemark

ten Umfang mit Vertragsänderungen einverstanden. Darüber hinaus zeigt auch
die Eigencharakterisierung als ,Volksbewegung für die EG', daß sich die Partei
als besonders pro-europäisch versteht6. Es gibt allerdings auch Indizien dafür,
daß dieser Kurs nicht unumstritten ist, was sich unter anderem daran zeigte,
daß die Spitzenkandidaten für die Direktwahl 1984 den Vertragsentwurf des
Europäischen Parlaments nicht unterstützten.

Als einzige Partei, die wirklich vorbehaltlos nicht nur die Gemeinschaft, son-
dern auch die derzeit diskutierten Pläne für weitreichende institutionelle Ver-
änderungen, wie sie etwa im Vertragsentwurf des Europäischen Parlaments
vorgeschlagen werden, unterstützt, bleiben somit nur die Zentrumsdemokraten
übrig7. Diese relativ kleine Partei, die ihren Wahlkampf 1979 mit der Präambel
des EWG-Vertrags als Programm geführt hat, stellt mit ihren Positionen zur
EG allerdings eine fast schon exotisch zu nennende Ausnahmeerscheinung im
Parteiengefüge des Landes dar.

Während innerhalb der Gruppe der Pro-Europäer beträchtliche Unterschiede
bestehen, überwiegen bei den Pragmatikern, zu denen die Sozialdemokraten, die
Radikalliberalen, die Christliche Volkspartei und die Fortschrittspartei zu zählen
sind, eindeutig die Gemeinsamkeiten. Verantwortlich dafür ist ein von allen vie-
ren vertretener Grundsatz in der Bewertung internationaler Zusammenarbeit8.
Diese wird aus der Perspektive Dänemarks als souveränem Nationalstaat be-
trachtet, der allerdings angesichts zunehmender ökonomischer und politischer
Interdependenz sich des Instruments inter- und in bestimmtem Umfang auch su-
pranationaler Kooperation bedient, um seine Interessen zu wahren. Integration
als solche ist vor diesem Hintergrund nicht nur uninteressant, sondern, wenn su-
pranationale Elemente zu stark zum Tragen kommen, gefährlich, weil sie die
Souveränität des Nationalstaats gefährdet. Die EG wird also als eine von mehre-
ren zur Verfügung stehenden Ebenen zur Problemlösung angesehen, als ein In-
strument und nicht mehr. Kennzeichnend für die Beurteilung institutioneller Fra-
gen ist hier das Beharren auf dem Status quo, was konkret Beibehaltung des Veto-
Rechts , eine scharfe Trennung von EG und EPZ und die Ablehnung einer Einbe-
ziehung von Verteidigungspolitik in den Gemeinschaftsrahmen bedeutet9.

Zu den EG-Gegnern sind der Rechtsverbund, die Kommunisten, die Links-
sozialisten und die Sozialistische Volkspartei zu zählen, von denen allerdings
im derzeitigen Folketing nur die beiden letztgenannten vertreten sind. Die So-
zialistische Volkspartei sieht in der Gemeinschaft eine kapitalistische Kon-
struktion und damit ein Hindernis auf dem Weg Dänemarks zum Sozialismus
und fordert deswegen den Austritt aus der EG10. Etwas andere Schwerpunkte
in der Argumentation setzen die Linkssozialisten, die es für falsch halten, die
EG zum alleinigen Sündenbock zu machen; die Ursachen für die derzeitigen
wirtschaftlichen Probleme sind nach ihrer Auffassung nicht in erster Linie auf
die EG zurückzuführen, sondern auf das kapitalistische System in Dänemark
und den anderen Mitgliedstaaten. Ihre Forderung lautet deswegen auch nicht
,Raus aus der EG', sondern ,Weg mit der EG'11.
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Zu erwähnen ist schließlich noch die Volksbewegung gegen die EG. Bei ihr
handelt es sich zwar um keine Partei — sie ist also auch nicht im Folketing ver-
treten — sondern um eine überparteiliche Organisation, die aber während des
Referendums von 1972 und der beiden Direktwahlen, bei denen sie sich mit ei-
genen Kandidaten zur Wahl stellte, zum Kristallisationspunkt des EG-Wider-
stands geworden ist12. Bemerkenswert an dieser Organisation sind nicht nur ih-
re Erfolge bei den beiden Direktwahlen, sondern auch die Tatsache, daß sie
Zulauf von praktisch allen Parteien besitzt. So befanden sich auf der Liste für
die Direktwahl 1984 neben parteilosen Kandidaten Mitglieder der Kommuni-
sten, des Rechtsverbunds, der Sozialdemokraten, der Radikalliberalen, der Li-
beralen und der Konservativen Volkspartei, also auch von Parteien, die zu den
Pro-Europäern zu rechnen sind. Hauptziel der Volksbewegung gegen die EG
ist der Austritt Dänemarks aus der Gemeinschaft. Den Hintergrund dafür bil-
det die Überzeugung, daß die Mitgliedschaft in der EG das demokratische
Selbstbestimmungsrecht des Landes untergrabe und die Möglichkeiten für eine
zwischenstaatliche Zusammenarbeit mit Drittländern, vor allem im Rahmen
des Nordischen Rats, immer mehr reduziere. Darüber hinaus wird aber auch
die wirtschaftliche Einbindung in die Gemeinschaft als für das eigene Land
schädlich beurteilt13.

Die oben beschriebenen Grundhaltungen bildeten auch den Ausgangspunkt
für Wahlbündnisse bei den Direktwahlen, die allerdings nur bei den Pro-Euro-
päern, denen sich die derzeit mit diesen drei Parteien in einer Regierungskoali-
tion befindliche Christliche Volkspartei anschloß und den EG-Gegnern, die —
trotz z.T. heftiger Auseinandersetzungen über die geeignete Taktik — eine ge-
meinsame Wahlplattform mit der Volksbewegung gründeten, zustande kamen.

Nationale Parlamentswahlen und Direktwahl — Ergebnisse und Auswirkungen
auf die dänische EG-Politik

Wie Tabelle 1 über die Wahlergebnisse14 zeigt, konnte bei den Parlamentswah-
len im Januar 1984 die bürgerliche Vier-Parteien-Koalition, bestehend aus der
Gruppe der Pro-Europäer und der Christlichen Volkspartei, 42,8% der Stim-
men auf sich vereinigen und damit — wenn auch als Minderheitsregierung —
weiter im Amt bleiben. Probleme entstanden jedoch dadurch, daß die Radikale
Venstre die Koalition zwar in Fragen nationaler Politik unterstützt, ihr jedoch
in außenpolitischen Fragen nicht folgen will. Das bedeutet, daß die Koalition in
wichtigen außenpolitischen Fragen, wie insbesondere EG- und NATO-Angele-
genheiten, auf die Unterstützung der Sozialdemokraten angewiesen ist, die
deswegen EG-Politik derzeit auch aus der Opposition heraus entscheidend mit-
gestalten können. Dies um so mehr, als dem Parlament über den Marktaus-
schuß weitreichende Kontroll-, ja Mitentscheidungsbefugnisse im Bereich der
EG-Politik zur Verfügung stehen15.

Die Stärke der EG-Gegner scheint mit zusammengenommenen nur 16,8 %
der Stimmen, die diese im Januar 1984 bei den nationalen Parlamentswahlen
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erhalten haben, relativ gering, zumal weder der Rechtsverbund noch die Kom-
munisten den Sprung ins Folketing schafften. Ihr de facto-Einfluß ist jedoch
sehr viel größer, als die nackte Zahl der Prozente, bzw. Mandate vermuten las-
sen würde. Das läßt sich unter anderem erkennen, wenn man sich die Ergebnis-
se der beiden Direktwahlen etwas näher ansieht.

Beträchtliche Unterschiede in den Ergebnissen bei nationalen Wahlen und
den Direktwahlen gibt es allerdings nicht nur bei den EG-Gegnern, sondern
auch in der Gruppe der Pragmatiker, vor allem bei den Sozialdemokraten. Hier
ist es aber gerade umgekehrt; bei den Folketingswahlen 1984 wurden über
30 %, bei den Direktwahlen weniger als 20 % der Stimmen erreicht und zwar
bei Wahlen, die zeitlich nur um wenige Monate auseinander lagen! Dies scheint
darauf hinzudeuten, daß die klaren Pro- und Kontra-Standpunkte beim Wähler
besser angekommen sind, als die Position der Pragmatiker16. Vor dem Hinter-
grund der Umstrittenheit der EG-Mitgliedschaft in der dänischen Diskussion
war offensichtlich ein klarer Appell für oder gegen die Gemeinschaft sehr viel
zugkräftiger, als ein ,Ja, aber'.

Tabelle 1: Wahlergebnisse 1977 — 1984 in Prozent (Mandaten)

Parteien

Pro-Europäer
Konservative
Liberale
Zentrumsdemokraten

Pragmatiker
Radikale Venstre
Sozialdemokraten
Christi. Volkspartei
Fortschrittspartei

EG-Gegner
Rechtsverbund
Linkssozialisten
Soz. Volkspartei
Kommunisten
Volksbewegung

'77

26,9
8,5

12,0
6,4

58,6
3,6

37,0
3,4

14,6

13,6
3,3
2,7
3,9
3,7
-

EP 79

34,7
14,0
14,5
6,2

32,8
3,3

21,9
1,8
5,8

32,6
3,4
3,5
4,7
-

21,0

79

28,2
12,5
12,5
3,2

57,3
5,4

38,3
2,6

11,0

14,4
2,6
3,6
5,9
1,9
-

'81

34,1
14,5
11,3
8,3

49,2
5,1

32,9
2,3
8,3

16,7
1,4
2,7

11,3
1,1
-

'84

40,1 (73)
23,4 (42)
12,1 (23)
4,6 ( 8)

43,4 (77)
5,5 (10)

31,6 (57)
2,7 ( 5)
3,6 ( 5)

16,8 (26)
1,5 (-)
2,6 ( 5)

11,5 (21)
1,1 (-)

-

EP 84

39,8
20,8
12,4
6,6

28,9
3,1

19,5
2,8
3,5

31,3
-
1,3
9,2
-

20,8

Quelle: Carsten Lehmann S0rensen, European elections in Denmark, Insti-
tute of Political Science, University of Aarhus, Juli 1984, S. 24 und
Per Lachmann, The European Parliament Draft Treaty establishing
a European Union. Constitutional and Political implications in Den-
mark, o.O., o.J., S. 27. In der Übersicht nicht berücksichtigt wurden
das eine Mandat der Freien Demokraten und der jeweils eine Sitz für
die Faröer-Inseln und Grönland.
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Kennzeichnend für die innenpolitischen Auseinandersetzungen um die däni-
sche EG-Politik sind also vor allem zwei Faktoren. Einmal die Tatsache, daß
sich Pro-Europäer und Pragmatiker im Folketing etwa gleich stark gegenüber-
stehen, die bürgerliche Koalition auf die Unterstützung der Sozialdemokraten
angewiesen ist. Es stellt sich also die Frage nach möglichen Kompromissen,
nach gemeinsamen Interessen und Positionen, die ja durchaus existieren. Man
denke an die große, ja entscheidende Bedeutung, die nicht nur die Pragmati-
ker, sondern auch die Konservative Volkspartei und die Liberalen, der ökono-
mischen, vertragsgestützten Zusammenarbeit beimessen; man denke an die
Ablehnung einer EG-Verteidigungspolitik, in der sich alle Parteien einig sind;
man denke an die skeptische Beurteilung der Pläne für eine Europäische Union
sowohl durch Konservative, als auch Liberale und ihre Ablehnung durch die
Pragmatiker, wo es im Grundsätzlichen durchaus Berührungspunkte gibt.

Aber nicht nur die Kräfteverteilung im Parlament, und d.h. der Zwang zum
Kompromiß zwischen Pro-Europäern und Pragmatikern steckt den Rahmen für
die EG-Politik der Regierung ab; zu bedenken ist vielmehr auch, daß die EG-Mit-
gliedschaft bis heute ein heiß umstrittenes Thema geblieben ist, das die üblichen
nationalen politischen Konstellationen überlagert. Indizien dafür sind nicht nur
Verlauf und Ergebnis der beiden Direktwahlen, sondern auch die Existenz und
der Erfolg der Volksbewegung gegen die EG, die unter ihrem Dach Mitglieder
praktisch aller Parteien vereinigt. Dies — die EG-Gegner in den eigenen Reihen
und mögliche Stimmenverluste bei den Direktwahlen durch die Volksbewegung
vor Augen — trägt entscheidend mit dazu bei, daß auch die Konservativen und Li-
beralen ihr ohnehin nicht sehr ausgeprägtes Interesse an einer institutionellen
Weiterentwicklung bereit sind hintanzustellen und eine pragmatische Politik mit-
zutragen, wie sie vor allem durch die Sozialdemokraten repräsentiert wird.

Dies wurde in nachdrücklicher Weise anläßlich einer im Vorfeld der Direkt-
wahl durchgeführten zweitägigen Parlamentsdebatte über EG-Politik bestätigt,
wo ein gemeinsam von den Sozialdemokraten und den Radikalliberalen einge-
brachter Entschließungsantrag mit einer überwältigenden Mehrheit, bestehend
aus den vier Regierungsparteien, den Sozialdemokraten, den Radikalliberalen,
der Fortschrittspartei und dem einen Vertreter der Freien Demokraten, verab-
schiedet wurde17. Darin wird unter anderem festgestellt, daß die Beibehaltung
des Veto-Rechts und der Kompetenzverteilung zwischen den EG-Institutionen
weiterhin unverzichtbare Voraussetzungen für die Mitgliedschaft Dänemarks
in der Gemeinschaft darstellen und sieben Schwerpunkte für die zukünftige Ar-
beit der EG genannt. Dazu gehören gemeinsame Anstrengungen gegen die Ar-
beitslosigkeit, neue, gemeinschaftliche Aktivitäten in den Bereichen Industrie-,
Forschungs-, Technologie- und Energiepolitik, Anstrengungen zur Verbesse-
rung des Umweltschutzes, eine schärfere Kontrolle multinationaler Konzerne,
die Bewahrung der Grundprinzipien der Gemeinsamen Agrarpolitik, ein ver-
stärktes Engagement bei der Entwicklungsländerpolitik und eine intensivere
Zusammenarbeit mit den EFTA-Ländern18.
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Dänemark und der Vertragsentwurf des Europäischen Parlaments — rechtliche
und politische Aspekte

Was die verfassungsrechtlichen Aspekte einer Reaktion Dänemarks auf den
Vertragsentwurf des Europäischen Parlaments zu einer Europäischen Union
anbelangt19, müßte eine Zustimmung Dänemarks entweder über eine Verfas-
sungsänderung, oder durch ein Gesetz nach Artikel 20 der dänischen Verfas-
sung, der die Übertragung von Kompetenzen an übernationale Organe und In-
stitutionen regelt, erfolgen. Da eine Verfassungsänderung nur außerordentlich
schwierig zu bewerkstelligen und darüber hinaus sehr zeitraubend wäre20, kon-
zentriert sich das Interesse vor allem auf die Frage, ob und inwieweit eine Zu-
stimmung über Artikel 20, der entweder eine 5/6-Mehrheit im Folketing, oder
eine einfache Mehrheit gekoppelt mit einem Referendum verlangt, möglich
wäre, wobei folgende Aspekte zu berücksichtigen sind21:
— Die im Vertragsentwurf vorgesehene Befugnis des Europäischen Rats, in

einzelnen Bereichen von der Methode der Zusammenarbeit zur Methode
der gemeinsamen Aktion überzugehen, wäre wohl kaum mit den Bestim-
mungen des Artikels 20 der dänischen Verfassung vereinbar. Sie würde mit
großer Wahrscheinlichkeit eine Verfassungsänderung notwendig machen.

— Die erweiterten Befugnisse der Union sind prinzipiell mit Artikel 20 verein-
bar. Es wären jedoch einige Präzisierungen im Text des Vertragsentwurfs
hinsichtlich des Umfangs dieser neuen Kompetenzen notwendig, da nach
Artikel 20 Befugnisse nur in einem näher bestimmten Umfang an übernatio-
nale Organisationen übertragbar sind.

— Die in der dänischen Verfassung enthaltene Regelung, wonach bestimmte
Tätigkeiten in der Öffentlichen Verwaltung dänischen Staatsbürgern vorbe-
halten sind, müßte auf dem Wege der Verfassungsänderung eine Neufas-
sung erfahren.

— Die Zusammensetzung und die Abstimmungsregeln für das Parlament und
den Rat der Union gibt den kleineren Mitgliedstaaten nach dänischer Auf-
fassung keine zufriedenstellende Repräsentation. Hier wäre deswegen eine
Diskussion über angemessene Vertretung, wie sie durch Artikel 20 der Ver-
fassung gefordert wird, zu erwarten.

— Der Gesamteffekt der im Entwurf vorgesehenen Veränderungen könnte als
verfassungsrechtlich so wichtig und bedeutsam angesehen werden, daß eine
Verfassungsänderung und nicht ein Verfahren nach Artikel 20 als die ange-
messenere Verfahrensweise betrachtet werden könnte. Der Verfasser der
Ausführungen, denen hier gefolgt wurde, vertritt allerdings die Auffassung,
daß dies aus rein rechtlicher Sicht nicht zwingend notwendig sei22.

Die Frage nach der Reaktion auf den Vertragsentwurf im politischen Kräfte-
feld, bei den politischen Parteien und in der öffentlichen Meinung, läßt sich
kurz beantworten. Der weiter oben erwähnte Entschließungsantrag von Sozial-
demokraten und Radikalliberalen enthielt nämlich auch eine Passage, in der
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der Entwurf des Europäischen Parlaments für einen Vertrag über die Errich-
tung einer Europäischen Union explizit abgelehnt wurde. Diesem Entschlie-
ßungsantrag stimmt eine Mehrheit von 134 Abgeordneten, bestehend aus den
vier Regierungsparteien, den Sozialdemokraten sowie den Radikalliberalen zu,
wobei sich zwei Abgeordnete der in der Regierung befindlichen Zentrumsde-
mokraten der Stimme enthielten. 30 Abgeordnete stimmten dagegen und zwar
— dies gilt insbesondere für die Sozialistische Volkspartei und die Linkssozia-
listen — weil ihnen selbst dieser Entschließungsantrag zu weitgehend, zu EG-
freundlich war.

Eine ähnlich ablehnende Haltung ist — wie eine Umfrage der EG-Kommis-
sion zeigt23 — auch in der Öffentlichen Meinung festzustellen. Dies wird beson-
ders deutlich im europäischen Vergleich, wo von den befragten Personen, die
schon zu einem Urteil über den Vertragsentwurf bereit waren, im Gemein-
schaftsdurchschnitt immerhin nicht weniger als 64% ihre Zustimmung zum
Ausdruck brachten. Dieser Trend, eine komfortable Mehrheit dafür, trifft auch
für acht der zehn Mitgliedstaaten zu. Die Ausnahme bilden Großbritannien,
mit nur 46 % dafür und 37 % dagegen, und vor allem Dänemark, wo nur eine
kleine Minderheit von 23 % sich positiv äußerte, 63 % dagegen ablehnend!

Dänemarks Haltung zum Zwischenbericht des ad hoc-Ausschusses für institutio-
nelle Fragen

Die im von einer überwältigenden Parlamentsmehrheit verabschiedeten Ent-
schließungsantrag zum Ausdruck kommende Grundhaltung gegenüber der EG
findet ihren Niederschlag auch in der Beurteilung des Zwischenberichts des ad
hoc-Ausschusses für institutionelle Fragen (Dooge-Ausschuß).

Schon das Konzept des Zwischenberichts wird als nicht richtig erachtet23.
Besondere Kritik im Sinne eines allgemeinen Vorbehalts wird an Kapitel II,
Abschnitt C geübt, wo es um das Streben nach außenpolitischer Identität geht.
Dänemark vertritt dazu die Ansicht24, daß anstelle von Strukturveränderungen
eine neue, pragmatische Entwicklung der EPZ auf den bestehenden Grundla-
gen, die sich bereits bewährt hätten, erforderlich sei. Eine Behandlung des
Themas Sicherheit sollte sich auf deren politische und wirtschaftliche Aspekte
beschränken.

Generelle Bedenken gibt es aber auch hinsichtlich von Kapitel III, das sich
mit den Institutionen beschäftigt. Der dänische Vertreter führt dazu aus25, daß
die Probleme der Gemeinschaft nach Auffassung seines Landes nicht auf ein
Versagen oder auf Unzulänglichkeiten der Institutionen des Gemeinschaftssy-
stems zurückzuführen seien. Die Ursache vieler der gegenwärtigen Probleme
seien vielmehr ein allmähliches Abweichen von den Grundprinzipien in Ver-
bindung mit mangelndem politischen Willen. Erstes Ziel müsse es deswegen
sein, gemeinschaftliche Politiken und Maßnahmen wieder mit den Grundprin-
zipien des Vertrags in Übereinstimmung zu bringen. Dazu gehöre auch, daß
das Gleichgewicht zwischen den Institutionen wiederhergestellt und deren Zu-
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ständigkeitsbereiche respektiert werden. Außerdem bedürfe es neuer gemein-
schaftlicher Politiken und der dazu erforderlichen Finanzmittel.

Zusammenfassung und Ausblick
Das Jahr 1984 hat sehr deutlich die Bandbreite der Einstellungen zur EG bei
den politischen Parteien und damit die Handlungsspielräume dänischer EG-Po-
litik erkennen lassen. Handlungsspielräume, die auch bei einer anderen Regie-
rungskonstellation, etwa einer sozialdemokratischen Minderheitsregierung,
kaum anders aussehen würden. Entscheidend ist nicht, wer an der Regierung
ist, sondern das Verhältnis der Mandate von Pro-Europäern, Pragmatikern und
EG-Gegnern sowie die Bedeutung des außerparlamentarischen EG-Wider-
stands. Der mit überwältigender Mehrheit verabschiedete Entschließungsan-
trag von Sozialdemokraten und Radikalliberalen hat dies noch einmal bestätigt
und außerdem gezeigt, was dies inhaltlich für die EG-Politik des Landes bedeu-
tet: gegen institutionelle Veränderungen jeder Art, für einen Ausbau der wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit und der EPZ in pragmatischer Weise. Kollisio-
nen mit den ambitiösen deutsch-französischen Vorstellungen, die ja sehr stark
auch auf Veränderungen im institutionellen Bereich und bei den Entschei-
dungsmodi abzielen, sind vor diesem Hintergrund vorprogrammiert.
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